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Verordnungen, Verfügungen und

B Bekanntmachungen . 
des Regierungspräsidenten 

VERORDNUNGEN 

308.  Ordnungsbehördliche Verordnung 
zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes 

für das Einzugsgebiet der 
Wassergewinnungsanlage Nierlngsen 

- Wasserschutzgebietsverordnung Nieringsen ­

Inhalt: 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

§ 3 Schutz in der Zone 11 

§ 4 Schutz in der Zont< I 

§ 5 Militärische übungen und Liegenschaften 

§ 6 Duldungspflichten 

§ 7 Genehmigungen 

§ 8 Befreiungen 

§ 9 Entschädigung 

§ 10 Ordnungswidrigkeiten 

§ 11 Andere Rechtsvorschriften 

§ 12 Inkrafttreten 

Aufgrund 

- der §§ 19 und 41 des Gesetzes zur Ordnung des 
Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz-WHG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Septem­
ber 1986 (BGBl. I S. 1529, 1654), 

der§§ 14,15,116,117,136,137,138, 141. 143,Abs. 
2, 150, 161 und 167 Abs. 2 des Wassergesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz 
- LWG) vom 4. Juli 1979 (GV. NW. S. 488jSGV. NW. 
77), zuletzt geändert durch Artikel 15 des. Gesetzes 
vom 6. November 1984 (GV. NW. S. 663, 834) und 

- der §§ 12, 25, 27, 28, ｾＹＬ＠ 30, 33 und 34 äes Gesetzes 
über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden 
- Ordnungsbehördengesetz (OBG) - in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. NW. S. 
528jSGV. NW. 2060), zuletzt geändert durch Artikel 
18 des Gesetzes vom 6. Oktober 1987 (GV. NW. S. ­
342), wird 

im Einvernehmen mit dem Landesoberbergamt des 
Landes Nordrhein-Westfalen verordnet: 

§ 1 

Räumlicher Geltungsbereich 

(1) Im Interesse der öffentlichen Wasserversorgung 
wird zum Schutze des Grundwassers im Einzugsgebiet 
der Wassergewinnungsanlage Nieringsen der Stadtwer­
ke Hemer GmbH (begünstigter ｕｮｴ･ｲｮ･ｨｭｾｲ＠ im Sinne 
von§ 15Abs. 1 LWG)einWasserschutzgebietfestgesetzt. 

(2) Das Wasserschutzgebiet gliedert sich in die engere 
Schutzzone (Zone II) und in den Fassungsbereich 
(Zone ij. 

(3) Es erstreckt sich aufdie Gemarkungen Deilingho­
fen und Hemer der Stadt Hemer. 

(4) über das Wasserschutzgebiet mit seinen Schutz­
zonen gibt die alsAnlage zu dieserVerordnung angefügte 
Übersichtskarte im ｍｾＮｳｴ｡｢ｬ＠ : 25000 einen Über­
blick. 
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Im einzelnen ergibt sich die genaue Abgrenzung des 
Wasserschutzgebietes und seiner Schutzzonen aus der 
Schutzgebietskarte im Maßstab 1 : 5000 (Blatt L 1, 1.2, 
2.1 und 2.2). Hierin sind die Zone II grün und die 
Zone I rot dargestellt. 

Übersichtskarte undSchutzgebietskartesindBestand­
teil dieserVerordnung. Die Verordnung liegtvoIll Tag des 
Inkrafttretens an zu jedermanns Einsicht während der 
Dienststunden bei folgenden Behörden aus: 

1. Regierungspräsident Arnsberg 

- Obere Wasserbehörde ­

5760 Arnsberg.2 

2.  Oberkreisdirektor 

des Märkischen Kreises 

- Untere Wasserbehörde 

5880 Lüdenscheid 

3.  Stadtdirektor 

5870 Hemer 

§2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Wassergefährdende Stoffe im Sinne dieserVerord­
nung sind feste, flüssige oder gasförmige Stoffe, die sich 
im Wasser lösen, sich mit diesem vermischen, an seinen 
Inhaltsstoffen haften oder seine Oberfläche bedecken 
und dadurch die physikalischen, chemischen oder bio­
logischen Eigenschaften des Wassers nachteilig verän­
dern können, insbesondere 

Säuren, Laugen, 

- Alkalimetalle. Siliciumlegierungen mit über 30 v. H. 
Silicium, metallorganische Verbindungen, Halogene, 

, Säurehalogenide, Metallcarbonyle und Beizsalze, 

- Mineral- und Teeröle sowie deren Produkte. 

- flüssige und wasserlösliche Kohlenwasserstoffe, Al­
kohole. Aldehyde, Ketone, Ester. halogen-. stickstoff­
und schwefelhaltige organische Verbindungen. 

- chemische Mittel für Pflanzenschutz. zur Schäd­
lings- oder Aufwuchsbekämpfung sowie zur Wachs­
tumsregelung (pflanzenschutzmlttel). 

Gifte, 

- organische Lösungsmittel, 

- radioaktive Stoffe. 

- Jauche, Gülle und mineralische Düngemittel. 

- Silagesickersaft und Molke, 

- Klärschlamm, 

Fäkalien. 

Zu diesen gehören auch die im Katalog wassergefähr­
dender Stoffe vom 1. 3. 1985 (GMBl. S. 175), vom 8. 5. 
1985 (GMBl. s. 369) und vom 26.4. 1987 (GMBI. s. 294) 
aufgeführten Stoffe. 

(2) Abwasser im Sinne dieser Verordnung sind das 
durch häuslichen. gewerblichen. landwirtschaftlichen 
odersonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaftenverän­
derte und das bei Trockenwetter damit zusammen ab­
fließende Wasser (Schmutzwasser) sowie das von Nie­
derschlägen aus dem Bereich von bebauten oder befe­
stigten Flächen ｡｢ｦｬｩｾ･ｮ､･ Wasser (Niederschlagswas­
ser). 

(3) Gülle im Sinne dieser Verordnung sind die Gemi­
sche aus Kot- und Hamausscheidungen von Rindern, 
Schweinen oder Geflügel. auch vermischt mit Abwasser 
sowiederen natürliche Umwandlungsprodukte. ZurGülle 
im Sinne dieser Verordnung gehören auch die Ausschei­
dungen von Geflügel ohne Zusatz von Abwasser sowie 
deren natürliche Umwandlungsprodukte (Geflügelkot). 

Jauche im Sinne dieser Verordnung sind die Har­
nausscheidungen von Rindern und Schweinen,ver­

. mischt mit Abwasser, Einstreu oder Futterresten. 

. (4) Wassergefährliche Anlagen im Sinne dieser Ver­
ordnung sind Betriebe, die wassergefährdende Stoffe, 
Abwasser oder Kühlwasser abstoßen oder in denen re­
gelmaßig mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen 
wird, insbesondere 
- AJ(kumulatorenfabriken, 
- Beizereien, 
- Lackier- und Entlackungsbetriebe, andere Betriebe, 

die ätzende Flüssigkeiten verwenden, 
chemische Fabriken. 

- Erdölraffmerien. Großtanklager, Hydrierwerke. Gal­
vanikbetriebe. Weißblech werke. Gaswerke. Kokerei­
en, Kohlekraftwerke. Gerbereien und ｌ･､･ｲｶ･ｲ｡ｲ｢･ｪｾ＠
tungsbetriebe, 
Chemikalienhandlungen, 
Kaliwerke, Salinen. 
Kernkraftwerke, 

- Metallhütten. 
- Sprengstoffabriken. 
- Textilveredelungsbetriebe. 

Tierkörperverwertungsstellen.  
- Zellulosefabriken.  
- Zuckerfabriken.  

(5) Lagerbehälter im Sinne dieser Verordnung sind 
ortsfeste oder zum Lagern aufgestellte ortsbewegliche 
Behälter. Kommunizierende Behälter gelten als ein 
Behälter. 

Unterirdische Lagerbehälter im Sinne dieser Verord­
nung sind Behälter. die vollständig im Erdreich einge­
bettet sind. Behälter, die nur teilweise im Erdreich ein­
gebettet sind sowie Behälter. die so aufgestellt sind. daß 
Undichtheiten nicht zuverlässig und schnell erkennbar 
sind. werden unterirdischen' Behältern' gleichgestellt. 
Alle übrigen Lagerbehältergelten als oberirdische Lager­
behälter. 

§ 3 < 

Schutz in der Zone II 

(1) In der Zone II sind genehmigungspflichtig 

1. Baurnaßnahmen an Wegen. Straßen, BahnaIilagen 
und sonstigen Verkehrsaruagen ･ｩｮｳ｣ｨｬｩｾｬｩ｣ｨ＠

Rastanlagen und Parkplätzen. 

2. das Bauen von Holzabfuhrwegen. 

3. dasÄndern oderVerfüllenbestehenderErdaufschlüs­
se, 

4. forstliche KompensationsdüngungzurEindämmung 
neuartiger Waldschäden, 

5. das Errichten, Wiederherstellen, Erweitern oder we­
sentliches Ändern von Abwasseranlagen zum Zwek­
ke der Verbesserung des Gewässerschutzes, 



6. Bohrungen für den Grundwasserbeobachtungs­
dienst. 

7. Unterhaltungsm<'\ßnahmen an Postkabein. soweit 
diese aufgrund privatrechtlicherGestattungsverträ­
ge außerhalb der öffentlichen Verkehrswege verlegt 
sind, und Stromkabeln sowie an Ver- und Entsor­
gungsleitungen. Unterhaltungsm<'\ßnahmen an sol­
chen Postkabeln. die aus Gründen der Verkehrssi­
cherheit oder zur Abwendung einer drohenden Ge­
fahr unabweisbar notwendig sind, sind der Unteren 
Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

8. die Ausübung der Jagd. 

(2) In der Zone II sind verboten 

1. das Errichten, Erweitern oder wesentliche Ändern 
wassergefährlicher Anlagen, 

2. das Errichten. Erweitern oder wesentliche Ändern 
von Ablagen zur Gewinnung. Herstellung. Auf-, Be­
oder Verarbeitung von Kernbrennstoffen. zum Auf­
arbeiten bestrahlter Kernbrennstoffe und zum Er­
zeugen ionisierender Strahlen sowie das Lagern und 
Ablagern radioaktiver Stoffe. 

3. das errichten Wiederherstellen. Erweitern, wesentli­
che Ändern oder die Nutzungsänderung baulicher 

(  Anlagen im Sinne der Bauordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung - (BauO 
NW). 

ausgenommen: 

Maßnahmen. die den Gewässerschutz verbessern. 

4. das Errichten, Wiederherstellen, Erweitern oderwe­
sentliche Ändern von Abwasser'anlagen, 

ausgenommen: 

Sanierungsmaßnafunen. die den Gewässerschutz 
verbessern, 

5. das Einleiten von Abwasser in oberirdische Gewäs­
ser oder in den Untergrund. 

6. Abfallentsorgungsanlagen jeder Art sowie Anlagen 
zum Lagern und Behandeln von Autowracks, Kraft­
fahrzeugschrott und Altreifen. 

7. das Errichten von Rohrleitungsanlagen zum Trans­
port wassergefährdender Stoffe. 

8. das Sammeln. Lagern, Abfüllen, Umschlagen, Um­
füllen. Vertreiben. Verarbeiten. Anwenden wasser­
gefährdender Stoffe. 

ausgenommen: 
- das zulässige Aufbringen von Nährstoffträgern 

nach Nr. 13, 

- das zulässige Verwenden von Pßanzenschutzmit­
teln nach Nr. 11, . 

der zulässige Transport wassergefährdender Stof­
fe nach Nr. 9, 

9. Güllebehälter. Silagemieten  und Silagesilos. Fest­
mistlager. 

10. das Verwenden von Pßanzenschutzmitteln die von· 
derBiologischenBundesanstalt für Land- und Forst­
wirtschaft für die Anwendung in ｾｚｵ￟ｵ￟｢･ｲ･ｩ｣ｨ･ｮ＠
von Grundwassergewinnungsanlagen oder Trink­
wassertalsperren" nicht zugelassen sind; das un­
ｳ｡｣ｨｧ･ｭｾ･＠ Verwenden zugelassener Mittel dieser 
Art und deren Anwendung aus Luftfahrzeugen. 
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11. das Aufbringen von Gülle. Jauche. Silagesickersaft. 
KlärsChlamm. Fäkalien und Abwasser. 

12. das Aufbringen sonstiger Nährstoffträger wie z. B. 
Mineraldünger. Festmist. Kompost auf land- und 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Flä­
chen. 

ausgenommen: 

das Aufbringen von Nährstoff trägem zum Zwecke 
der Düngungnach einem unter Beachtungder Be­
ratungsempfehlungen der Landwirtschaftskam­
mern für jedes Wirtschaftsjahr und jede Wirt­
schaftsßäche (Schlag) erstellten Düngeplan; darin 
sind unter Berücksichtigung aller Nährstoffein­
träge. dem Nährstoffangebot im Boden und dem 
Nährstofibedarf der Pßanzen die einzelnen Nähr­
stoff gaben einschließlich dermengenmäßigen und 
zeitlichen Verteilung festzulegen; Düngeplan und 
Beratungsempfehlungen haben den besonderen 
Schutz der Gewässer zu berücksichtigen. 

forstliche Kompensationsdüngung zur Eindäm­
mung Neuartiger Wald schäden, 

13. das Aufbringen von Nährstoffträgern. 

- bei der Besorgnis der Abschwemmung. 

- innerhalb eines 10 rn-Streifens beiderseits der 
Vorßuter. 

14.  das Umwandeln von Dauergrünland (Wiesen und 
Weiden) in eine andere landwirtschaftliche oder gar­
tenbauliche Nutzung. 

15. das Umwandeln forstWirtschaftlich genutzter Flä­
chen. 

16. das Errichten. Erweitern oder wesentliche Ändern 
von start- oder Landebahnen. 

17. das Bauen. Erweitern oder wesentliche Ändern von 
Wegen. St:n;U3en. Bahnanlagen. Rastanlagen. Park­
plätzen und sonstigen Verkehrsanlagen. . 

ausgenommen: 

Holzabfuhrwege. 

18. Abgrabungen.  Erdaufschlüsse oder Bodeneingriffe 
Jeder Art. durch die die belebte Bodenzone verletzt 
oder die Deckschichten vermindert werden. 

ausgenommen: 
- die ordnungsgemäße. den besonderen Schutz der 

Gewässer berücksichtigende land- und forstwirt­
schaftliche Bodenbearbeitung. 

Unterhaltungsma,ßnahmen an Post- und Strom­
kabeln sowie an Ver- und Entsorgungsleitungen. 

19. das Anlegen oder wesentliche Verändern von Fisch... 
teichen sowie das Betreiben von Netzfischhaltung. 

20. das Anlegen von Gräben oder oberirdischen Gewäs­
sern·, . die mit Abwasser oder wassergefährdenden 
Stoffen belastet sind, und das Anlegen von Gräben 
mit Fließrichtung zur Zone I. . 

21. das Verwenden auswasch-oder auslaugbarer was­
sergefährdender Stoffe. insbesondere Bauschutt, 
Müllverbrennungsrückstände, Schlacken. teer- oder 
phenolhaltige Stoffe im Wasser- und Holzabfuhrwe­
gebau und bejm Errichten oder Erweitern von Lärm­
schutzwällen. 

22. Bohrungen Jeder Art. 
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ausgenommen: 

Bohrungen für den Grundwasserbeobachtungs­
dienst. 

23. das Errtchten von Heizungs- und Kühlanlagen. die 
die Boden- oder Grundwassertemperatur ausnut­
zen (Wärmepumpen). 

24. Zelten. Lagern und jeder Badebetrieb an Gewässer. 

25. Motorsportveranstaltungen. 

26. Waschen von Fahrzeugen und Ölwechsel. 

27. das Errichten. Erweitern oder wesentliche Andem 
von Schießstätten. 

28. das Einricbten von Baustellen. soweit hierbei Auf­
enthaltsunterkOnfte. sanitäre Einrichtungen und 
Baustoftlager geschaffen oder Maschinen gewartet 
werden. 

29. das Veranstalten von Märkten. Volksbelustigun­
gen. Ausstellungen oder ähnlichen Veranstaltun­
gen. 

§4  

Schutz in der Zone I  

(1) In der Zone I sind alle Handlungen verboten. die 
nicht dem ordnungsgemäßen Betrieb. der Wartung oder 
Unterhaltung des Wasserwerks und seiner Wasserge­
winnungsanlagen. der behördlichen Überwachung der 
WasserversorgungoderderAusübung der Gewässerauf­
sicht dienen. 

(2) Betreten der Zone I ist nur solchen Personen 
gestattet. die im Interesse der Wasserversorgung han­
deln oder mit behördlicheri Überwachungsaufgaben 
betraut sind. . 

(3) Land- und forstwirtschaftliche Maßnahmen sind 
verboten. soweit sie nicht der Erhaltung und Pflege der 
zum Schutz des Grundwassers notwendigen Grasnarbe . 
und des Baumbestandes dienen. Der Einsatz von Pflan­
zenschutzmitteln und jegliche DOngung sind verboten. 

§5  

Militärische Übungen und Liegenschaften  

Militärische Übungen sowie das Errichten. Verän­ 
dernund Nutzen militärischer Liegenschaften haben im  
Einklang zu stehen mit dem durch Erlaß des Ministers  
für Umwelt. Raumordnung und Landwirtschaft des  
Landes Nordrhein-Westfalen vom 12. Juni 1984 einge­ 
führten Merkblatt-Entwurf  

- "Militärische Übungen und Liegenschaften derStreit­ 
kräfte in Wasserschutzgebieten" ­

Stand: 21./22. November 1983.  

§6 

Duldungspflichten 

(1) Eigentümer und Nutzungsberechtigte von Grund- 
stocken im Wasserschutzgebiet haben die wasserbe­ 

. hördliche Überwachung des Wasserschutzgebietes. ins­
besondere hinsichtlich der Befolgung der Vorschriften 
dieser Verordnung und der nach ihr getroffenen Anord­
nungen. sowie die Beobachtung der Gewässer und des 
Bodens gema.ß § 19 Abs. 2Nr. 2. § 21 WHG und §§ 116. 
117 und 167 Abs. 2 LWG zu dulden. 

(2) EigentOmer und Nutzungsberechtigte vonAnlagen  
und sonstigen Einrichtungen. die im Zeitpunkt des In­

krafttretens der Verordnung bestehen und die nach  
Maßgabe des sonstigen öffentlichen Rechts im Bestand  
und Betrieb geschützt sind (Bestandsschutz). haben zu  
dulden. daß solche Anlagen und Einrichtungen an die  
Vorschriften der Verordnung angepaßt oder beseitigt  
und erforderliche Sicherungsmaßnahmen getroffen  
werden (§ 19 Abs. 2 Nr. 2 WHG).  

(3) Eigentümer und Nutzungsberechtigte von Grund­ 
stücken im Wasserschutzgebiet haben darüberhinaus  
zu dulden.  

1.  das Errichten. Betreiben und Unterhalten von Ein­ 
richtungen zur Sicherung der Zone I gegen unbefug­ 
tes Betreten.  

.2.  das Aufstellen. Unterhalten oder Beseitigen vOn Hin­
weis-. Wam-. Gebots- und Verbotszeichen. 

3.  das Auffüllen von Mulden und Erdaufschlüssen. 

4.  das Betreten der Grundstücke durch Bedienstete der  
zuständigen Behörden zur Beobachtung. Messung  
und Untersuchung des Grundwassers und zur Ent­ 
nahme von Bodenproben.  

5.  die Anlage und den Betrieb von Grundwasserbeo­ 
bachtungsbrunnen,  

6.  das Errichten und Unterhalten von Anlagen zur Si­
(cherung gegen Überschwemmungen und 

·7. das Bes.eitigenvon Erdaufschlüssen oderAblagerun­
gen. 

(4) Die Untere Wasserbehörde ordnet gegenüber den 
betroffenen Eigentümern oder Nutzungsberechtigten die 
gemäß Abs. 1 bis Abs. 3 zu duldenden Maßnahmen 
durch schriftlichen Bescheid an. Der Wasserwerksbe­
treiber und das Staatliche Amt für Wasser- und Abfall­
wirtschaft sind vorher zu hören. Soweit bergrechtliche 
Belange berührt sind. ergeht die Entscheidung im Be­
nehmen mit dem zuständigen Bergamt. Der Bescheid ist 
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und dem 
Duldungspflichtigen bCkannt zu geben. Der Wasser­
werksbetreiber. das Staatliche Amt für Wasser- und 
Abfallwirtschaft und. soweit beteiligt. das Bergamt. er­
halten Abschriften nachrichtlich zur Kenntnis. 

§7 

Genehmigungen 

(1) Über Genehmigungen nach § 3 Abs. 1 entscheidet 
die Untere Wasserbehörde. 

(2) Der Genehmigungsantrag (4fach) soll alle Unterla-' 
gen (Beschreibungen. Pläne. Zeichnungen, Berechnun­
gen und sonstige Nachweise) enthalten. die zur Beurtei­
lung des Antrages erforderlich sind. Unvollständige 
Anträge können zurückgewiesen werden. wenn der 
Antragsteller die ihm mitgeteilten Mängel innerhalb der 
gesetzten Frist nicht behebt. Der Antragstellerist darauf 
hinzuweisen. 

(3) Die Untere Wasserbehördebeteiligt den Wasser­
werksbetreiber und holtvor ihrer Entscheidung die Stel­
lungnahme des Staatlichen Amtes für Wasser- und 
Abfallwirtschaft. in landwirtschaftlichen Fragenggf. auch 
der LandWirtschaftskammer. ein. Sind Betriebe betrof­
fen.die der Bergaufsicht unterliegen. so ist das zustän­
dige Bergamt zu hören. 

Will die Untere Wasserbehörde Bedenken des Staatli­
chen Amtes für Wasser- und Abfallwirtschaft nicht 
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Rechnung tragen. so hat sie die Weisung der Oberen 
Wasserbehörde einzuholen. § 6 Abs. 4 Satz 4 und Satz 5 
gelten entsprechend. 

(4) Genehmigungen können mit Bedingungen und 
Auflagen versehen und befristet werden. Sie können zu­
rückgenommen oder nachträglich mit zusätzlichen An­
forderungen versehen oder weiteren Einschränkungen 
untelWorfenwerden. soweit es das Interesse der ￶ｦｦ･ｮｴｾ＠
lichen Wasserversorgung gebietet und bei Erteßung der 
Genehmigung nichtvoraussehbarwar. Genehmigungen 
können für eine bestimmteAnzahl zukünftiger einzelner 
Handlungen gleicher Art erteUt werden. 

(5) Genehmigungen erlöschen. wenn innerhalb von 
zwei Jahren nach Bestandskraft der Genehmigung mit 
derAusführung des Vorhabens nicht begonnen oder die 
Ausführung ein Jahr unterbrochen worden ist. 

(6) Einer besonderen Genehmigung nach den Vor­
schriften dieser Verordnung bedarf es nicht für Hand­
lungen. die nach anderen Bestimmungen einer Erlaub­
nis, Bewilligung, Genehmigung; bergrechtlichenBetriebs­
planzulassung oder sonstigen behördlichen Zulassung 
bedürfen, wenn diese von der Unteren Wasserbehörde 
oder mit deren Einvernehmen erteilt wird. Abs. 3 Satz I 
und Satz 2 gilt entsprechend. 

(7) Bei allen Entscheidungen 1st dem Schutzzweck 
dieser Verordnung Rechnung zu tragen. 

§8 

Befreiungen 

(1) Die Untere Wasserbehörde kann auf Antrag von 
den Verboten der §§ 3 Abs. 2 und 4 dieser Verordnung 
Befreiungen erteilen, wenn andere Rechtsvorschriften 
dem nicht entgegenstehen und 

1. Gründe des Wohls derAllgemeinheit die Abweichung 
erfordern  

oder  

2. Verbote zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte 
führen und die Abweichungen mit den Belangen des 
Wohls der Allgemeinheit, insbesondere des Gewäs­
serschutzes im Sinne dieser Verordnung vereinbar 
sind. 

(2) Dem WasselWerksbetreiber können ｡ｵｦａｮｴｲ｡ｧｶｾｮ＠
der Unteren Wasserbehörde Befreiungen von Verboten 
dieser Verordnung erteilt werden, soweit dies zum Be­
trieb des WasselWerks erforderlich und mit den Belan­
gen des Wohls der Allgemeinheit vereinbar ist. 

(3) Im übrigen gelten die Vorschriften des § 7 entspre­
chend. 

§9 

. Entschädigung 

StellenAnordnungen nach dieserVerordnung Enteig­
nungen dar, befindet die Obere Wasserbehörde auf 
Antrag der Betroffenen über die Entschädigung gemäß § 
19Abs. 3, §20WHG, § 15Abs. 2 und3,§§ 134,135,154 
bis 156 LWG. 

§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 41 Abs. I Nr. 2 
WHG oder § 161 Abs. I Nr.2 LWG handelt, wervorsätz­
l1choder fahrlässig eine nach § 3 Abs. I dieser Verord­

nung genehmigungspflichtige Handlungohne Genehmi­
gung nach § 7 vornimmt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 41 Abs. I Nr. 2 
WHG oder § 161 Abs. I Nr. 2 LWG handelt auch, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig eine nach §§ 3 Abs. 2 und 4 
dieser Verordnung verbotene Handlung ohne Befreiung 
nach § 8 vornimmt. 

(3) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße 
bis zu einhunderttausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

§ll 
Andere Rechtsvorschriften 

Die in anderen Rechtsvorschriften vorgesehenen 
Anzeige-, Genehmigungs-, Duldungs- oder Zulassungs­
pflichten, Beschränkungen oder Verbote bleiben unbe­
rührt. 

§ 12 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt eille Woche nach dem Tage 
ihrer VerkOndung im Amtsblatt für den Regierungsbe­ 
zirk Amsberg in Kraft und gUt 40 Jahre.  

Amsberg, den 30. Januar 1989  

Der Regierungspräsident 

Grünschläger 

AbI. Reg. Abg. 1989. S. 93 

309.  Ordnungsbehördliche Verordnung 
zur Festsetzung des Naturschutzgebietes 

"Grubengelände Hörre" 
im Regierungsbezirk Arnsberg 

vom 7. 2. 1989 

Aufgrund des § 42 aAbs. I in Verbindung mit den §§ 
20 und 34 Abs. I des Gesetzes zur Sicherung des Natur­
haushalts und zur Entwicklung der Landschaft (Land­
schaftsgesetz - LG -) in- der Fassung der Bekanntma­
chung vom 26. Juni 1980 (GV. NW. s. 734) zuletzt 
geändert durch Artikel 21. Nr. 19, des Rechtsbereini­
gungsgesetzes 1987 fOr das Land Nordrhein-Westfalen 
(RBG '87 NW) vom 6. Oktober 1987 (GV. NW. S. '348 
SGV. NW. 791) - und der §§ 12 und 27 des Gesetzes über 
Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden (Ord­
nungsbehördengesetz - 000) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. NW. s. 528), 
zuletzt geändert durch Artikel 18 des Rechtsbereini­
gungsgesetzes 1987 für das Land Nordrhein-Westfalen 
(RBG '87 NW) vom 6. Oktober 1987 (GV. NW. S. 347) wird 
verordnet: 

§ I  

Schutzgebiet und Schutzzweck  

(1) Im Kreis Siegen-Wittgenstein wird in der Stadt Bad 
Berleburg. in der Gemarkung Raumland das Gebiet 
"Grubengelände Hörre" in einer Größe von ca. 10,5 ha 
als Naturschutzgebiet nach § 20 LG festgesetzt. 

Die Grenzen des geschützten Gebietes sind in dem 
anliegenden Ausschnitt aus der Deutschen Grundkarte 
im ｍｾｳｴ｡｢＠ 1 : 5000 durch eine Linie mit kurzen, 
parallelen. senkrecht aufstehenden Dreifachstrichen 
nach innen zum Schutzgebiet hin dargestellt (Natur­







Verordnungen, Verfügungen und 
Bekanntmachungen B des Regierungsprlsldenten 

I Kataster- und Vermessungs- 

I Angelegenheiten 
.VERORDNUNGEN 

362. ordnungsbehördliche Verordnung 
zur Änderung der ordnungsbehördlichen Verord- 
nung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes 

für das Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlage 
Nieringsen - Wasserschutzgebietsverordnung 

~ieringien - vom 30. 1. 1989. veröffentlicht &I 
Amtsblatt für den Regierungsbezirk Arnsberg Nr. 8 

vom 25. 2. 1989: 
geändert durch ordnungsbehördliche Verordnung 
vom 3. 1.1991. veröffentlicht ini Amtsblatt für den 
Regierungsbezirk Arnsberg Nr. 3 vom 19. 1. 1991; 

(2. Änderungsverordnung Nieringsen) 

Aufgrund 

- der 19 und 41 des Gesetzes zur Ordnung des 
Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgeselz - WHG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
~eptember 1986 (BGB1. I S. 1529, 1654). zuletzt 
geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 12. Febru- 
ar  1990 (BGB1. I S. 205). 

- der§§ 14, 15, 116, 117, 136, 137, 138, 141, 150, 
161 und 167 Abs. 2 des Wassergesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - 
LWG) in der Fassung der Bekanntmachungvom 9. 
Juni 1989 (GV. W. S. 384). zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 29. April 1992 (GV. W .  

S. 175). 

- der 12, 25. 27. 28, 29, 30. 33 und 34 des 
Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ord- 
nungsbehörden - Ordnungsbehördengesetz (OBG) 
- in der Fassung der Bekanntmachungvom 13. Mai 
1980 (GV. W. S. 528/SGV. NW. 2060). zuletzt 
geändert durch Gesetz zur Änderung des Ord- 
nungsbehördengesetzes vom 7. März 1990 (GV. 
W. S. 201). wird 

verordnet: 

Die Wasserschutzgebietsverordnung Nienngsen wird 
wie folgt geändert: 

In 3 Abs. 1 wird nach Nr. 9 angefügt: 

-10. Das Befahren des Nieringser Talweges (Gemar- 
kung Deilinghofen, Flur 7 und 8, entlang des Deilingho- 
fer Baches) zur Holzabfuhr". 

§ 2 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tage 
ihrer Verkündung im Amtsblatt für den Regierungsbe- 
zirk Arnsberg in Kraft. 

Arnsberg, den 3. März 1993 
AZ.: 54.1.1 1-1. 962.567 

Der Regierungspräsident 

als obere Wasserbehörde 

gez. Dr.-Ing. Berve 

Regierungspräsidentin 

Abi. Heg. Abg. 1993, S. 90 

363. Erlöschen einer 
Vermessungsgenehmigung I1 

Der Regierungspräsident Arnsberg, 2. 3. 1993 
33.2416 

Der Vermessungstechniker Dietmar Borris ist am 30. . 
6. 1992 aus den Diensten des Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurs Dip1.-Ing. Robert Ludwig in 4770 
Soest ausgeschieden. 

Die mit meiner Verfügung vom 25. 10. 1991 erteilte 
Vermessungsgenehmigung I1 ist damit erloschen. 

An die Oberstadt- und Oberkreisdirektoren des Be- 
zirks 

Abl. Reg. Abg. 1993. S. 90 

Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen I C anderer Beherden und Dienststellen I 
364. Kartierung des 

Geologischen Landesamtes Nordrhein-Westfalen 

Geologisches Landesamt Krefeld, 3. 3. 1993 
Nordrhein-Westfalen 

Das Geologische Landesamt Nordrhein-Westfalen, De- 
GreiTf-Str. 195, 4150 Krefeld - eine Landesoberbehörde 
im Geschäftsbereich des Ministeriums für Wirtschaft. 
Mittelstand und Technologie NW - führt im Sinne des 
Lagerstättengesetzes vom 4. Dezember 1934 (RGB1. S. 
1223 in der Fassung vom 2. 3. 1974 BGB1. I S. 469) in 
folgenden Gebieten Arbeiten für die geowissenschaftli- 

' 

che Landesaufnahme (Kartierung) durch. 

im Blattgebiet zentrale Orte von bis 

42 16 Maslholte Mastholte März November 1993 

4314 Lippetal Lippborg März November 1993 

43 15 Benninghausen Benninghausen, März November 1993 
Eickelbom 

4316 Lippstadt 

43 17 Geseke 

4513 Neheim-Hüsten 

45 14 Mohnesee 

45 18 Madfeld 

4613 Balve 

4614 Amsberg 

4717 Niedersfeld 

471 8 Goddelsheim 

4812 Herscheid 

49 12 Drolshagen 

4913 Olpe 

Lippstadt 

Geseke 

Arnsberg 

Arnsberg 

Madfeld 

Arnsberg 

Arnsberg 

Winterberg, 
0lsberg 

Medebach 

Herscheid, 
Meineahagen 

Drolshagen 

Kreuztal 

März 

März 

April 

April 

Juni 

April 

April 

April 

April 

April 

April 

.April 

November 1993 

November 1993 

November 1993 

November 1993 

Oktober 1993 , 

November 1993 

November 1993 

November 1993 

November 1993 

November 1993 

November 1993 

November 1993 
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807. Otdnungsbehördliche Verordnung 
zur Änderung der ordnungsbehördlichen 

Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutz­
gebietes für das Einzugsgebiet der Wasser­

gewinnungsanlage Nieringsen - Wasserschutz­
gebietsverordnung Nieringsen - vom 30. 1. 1989. 
veröffentlicht im Amtsblatt für den Regierungs­
bezirk Arnsberg Nr. 8 vom 25. 2. 1989; geändert 

durch ordnungsbehördliche Verordnung vom  
3. 1. 1991. veröffentlicht im Amtsblatt für den  

Regierungsbezirk Arnsberg Nr. 3 vom 19. 1. 1991.  
geändert 'durch ordnungsbehördliche Verordnung  

vom 3.3.1993. veröffentlicht Im Amtsblatt  
für den Regierungsbezirk Arnsberg Nr. 10  

vom 13. 3. 1993; (3. Änderungsverordnung  
"Nieringsen")  

Aufgrund 

der §§ 19 und 41 des Gesetzes zur Ordnung des 
Wasserhaushalts(Wasserhaushaltsgesetz WHG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
September 1986 (BGBL I S. 1529. 1654), zuletzt 
geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 12. Febru­
ar 1990 (BGBL I S. 205). 

- der §§ 14, 15. 116. 117. 136. 137. 138. 141. 150, 
161 und 167 Abs. 2 des Wassergesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz ­

LWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
9. Juni 1989 (GV. NW. S. 384). zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. April 1992 
(GV. NW. S. 175). 

der§§ 12.25, 27.28. 29. 30, 33 und 34 des Gesetzes 
über Aufbau und Befugnisse der.Ordnungsbehör­
den - Ordnungsbehördengesetz (OBG) - in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 
(GV. NW. S. 528jSGV. NW. 2060), zuletzt geändert 
durch Gesetz zur Anderung des Ordnungsbehör­
dengesetzes vom 7. März 1990 (GV. NW. S. ＲＰｾＩＮ＠

wird verordnet: 

§ 1 

§ 3 Abs. 1 Nr. 9 der Wasserschutzgebietsverordnung 
Nieringsen wird wie folgt geändert: 

"9. der Kahlschlag von Wald über 0,.3 ha oder eine 
diesem in der Wirkung gleichkommende Lichthauung". 

§2 

DieseVerordnung tritt eine Woche nach dem Tagihrer 
Verkündung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Amsberg In Kraft. Zugleich tritt die Vorläufige Anord­
nung vom 24. 11. 1992 (veröffentlicht im Amtsblatt Nr.  
49 vom 5. Dezember 1992) außer Kraft.  

Arnsberg, den 23.6. 1993  

Az.: 54.1.11-1.962.567  

Der Regierungspräsident  

. als obere Wasserbehörde  

gez. BeIVe  

(Regierungspräsidentin)  

AbI. Reg. Abg. 1993, S. 225 


